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Januar 2015: New York City 
führt ein kommunales 
Personaldokument (ID) ein 

- 500’000 New Yorker ohne 
legalen Aufenthaltsstatus 
werden zu ‘urban citizens’

- Ermöglichung des Zugangs 
zu öffentlicher Infrastruktur 
und Dienstleistungen 

- höherer Schutz im Umgang 
mit der Polizei

Sanctuary Cities –
Städte als Zufluchtsorte





Citizenship als «nationaler Status»

- Verschmelzung von Bürgerschaft und Nation 

- Stratifizierung der Rechte je nach 
Aufenthaltsstatus  citizenship-Zuweisung 
produziert Ausschluss, prekären Status, 
Marginalisierung

- Ständige Kämpfe und Aushandlung um das 
«Wir»: wer gehört zum «Demos»?



Citizenship als aktivistische Praxis 
(«activist citizenship»)

• bezieht seine Legitimität im Sinne Hannah 
Arendts aus dem «Recht, Rechte zu haben»

• Moment des «Rechte-nehmens»: Subjekte 
machen sich selbst faktisch zu Bürger_innen, 
indem sie sich in den politischen Diskurs 
einmischen, öffentliche Plätze besetzen, 
Kampagnen starten usw.

• Verweigerung der bestehenden Ordnung



Recht auf Stadt 
für alle!

«Das Recht auf Stadt ist nicht einfach das Recht 
auf Zugang zum bereits Existierenden – sondern 
das Recht, es nach den eigenen Wünschen zu 
gestalten.» 

David Harvey



Konzept «urban citizenship» /
Stadtbürger_innenschaft

• Kämpfe um eine gleichberechtigte Teilhabe in der 
Stadt: Recht auf Zugang zu Ressourcen, sozialen 
Rechten und Teilhabe für alle Stadt-Bewohner_innen

• Rechte lokal verankern, da wo wir leben – nicht 
abhängig machen von Staatszugehörigkeit
 Grenzziehung zwischen Menschenrechten und 
nationalstaatlichen Bürgerrechten in Frage stellen



• Konkrete Utopie: gemeinsam über politische 
Sachzwänge hinaus nachdenken und politische 
Visionen entwickeln, aktiv werden für eine andere 
Zukunft, Anpassung an vielfältige Normalität

• Es braucht beides: Druck «von unten» (durch breite 
Bewegung) und «Mikropolitik» in den Institutionen 
(innovative Praktiken in Verwaltungen, progressive 
parlamentarische Lokalpolitik)

Konzept «urban citizenship» /
Stadtbürger_innenschaft



Beispiele von «citizenship activism» in der Schweiz

Autonome Schule Zürich – Recht auf Bildung für alle!



1. Demokratisierung der 
Demokratie

2. Recht auf Rechte

3. Politische Gestaltung 
unserer Stadt

Aufenthaltsfreiheit
Diskriminierungsfreiheit
Gestaltungsfreiheit 

Initiative für Zürcher City-Card



«Die ganze Welt in Zürich. 
Konkrete Interventionen in die Schweizer Migrationspolitik» 

- seit Oktober 2015 in der Shedhalle Zürich

- «Hafenforum»: öffentliche Veranstaltungen mit breiter 
Debatte und Involvierung

- «Hafengespräche»: nicht-öffentlich, hier wird die Umsetzung 
des Projekts konkretisiert 







Europäischer Marsch der Sans-Papiers und Migrant_innen 2012, hier an der Grenze in Basel



Potenzial

• Mögliche Verschiebung des Diskurses

– weg von Migration als Problem

– weg vom Integrationsimperativ

– hin zu Fragen der Teilhabe

– hin zur Thematisierung von Ungleichheiten und 
ungleichem Zugang zu Ressourcen

• Verknüpfung von Einzelinitiativen und Projekten, 
breiten Bewegungszusammenhang schaffen für eine 
«Stadt für alle»



Potenzial

• Verändert materielle Lebensbedingungen «vor Ort»

• Verändert Verständnis von Zugehörigkeit – auch bei 
der breiten Bevölkerung 
(Stichwort «postmigrantische Gesellschaft» 
 anders sprechen über Migration!)

• Kann andere Städte und Regionen «anstecken» -
translokale Vernetzung und gegenseitige Inspiration



Fragen zur Diskussion

Wie könnte das Konzept ‘Urban Citizenship’ in Basel 
konkret aussehen? 

• Wo kann angesetzt werden: 
Welche Bewegungsinitiativen gibt es und wie 
könnten diese vernetzt werden?

• Wie kann das Zusammenspiel zwischen einer 
Bewegung für „eine Stadt für alle“ und der 
institutionellen Politik funktionieren? 

Ziel: Konkrete Aktionsmöglichkeiten finden, die uns der 
Vision einer Stadt für alle ohne Diskriminierung und 
Ausgrenzung näher bringen. 


